
Anlage – 6 Eigenerklärung nach AEntG V30b

Eigenerklärung im Zusammenhang mit dem Ausschluss von öffentlichen Aufträgen 
nach § 21 Abs. 3 des Gesetzes über zwingende Arbeitsbedingungen für grenzüberschreitend 
entsandte und für regelmäßig im Inland beschäftigte Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 

(Arbeitnehmer-Entsendegesetz - AEntG) 

Ich/Wir erklären, dass weder das Unternehmen noch Angehörige des Unternehmens im 
Zusammenhang mit der Tätigkeit für das Unternehmen nach § 21 Abs. 1 des Gesetzes über 
zwingende Arbeitsbedingungen für grenzüberschreitend entsandte und für regelmäßig im Inland 
beschäftigte Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen (AEntG) mit einer Geldbuße von wenigstens 2.500 
Euro belegt worden sind.

Straf- oder Bußgeldverfahren wegen Verstoßes gegen das genannte Gesetz sind gegen uns nicht 
anhängig. Ich/wir erkläre/n zudem, dass eine noch nicht geahndete schwerwiegende Verfehlung im 
Sinne des § 21 Abs. 1 S. 2, 1 AEntG nicht begangen wurde.

Mir/Uns ist bekannt, dass wir bei Nichtabgabe der Erklärung bzw. unvollständiger oder nicht 
rechtzeitiger Abgabe bei der betreffenden Auftragsvergabe unberücksichtigt bleiben. Bei Abgabe 
unzutreffender Erklärungen kann ich / können wir gemäß § 6 Abs. 5 Buchst. e VOL/A künftig von der 
Teilnahme am Wettbewerb ausgeschlossen werden.

Mir/uns ist bewusst, dass wissentlich falsche Angaben in der vorstehenden Erklärung meinen/unseren 
Ausschluss von Auftragserteilungen zur Folge haben können.

Mir/Uns  ist  bekannt,  dass  der  Auftraggeber  auch  im Falle  der  o.g.  Erklärung  jederzeit 
zusätzliche Auskünfte des Gewerbezentralregisters nach § 150a der Gewerbeordnung anfordern 
kann.

Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns, die vorstehenden Erklärung auch von Nachunternehmern zu 
fordern und auf Verlangen bei der Vergabestelle vorzulegen.

Ort, Datum, Name, Vorname oder Unternehmensbezeichnung
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